
 Mediendienst
 

Stuttgart, 13. Mai 2020

FDP-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg
Haus des Landtags, Konrad-Adenauer-Str. 3, 70173 Stuttgart
Dr. Jan-Havlik, Pressesprecher, Tel: 0711 2063 9013, Fax 0711 2063 610
jan.havlik@fdp.landtag-bw.de; www.fdp-dvp.de

Schweickert: Reisebranche steht mit dem Rücken zur Wand –
branchenspezifische Programme sind unumgänglich

Reisebranche muss jetzt schon Gipfel bei der Kanzlerin fordern, weil sie hier nicht gehört wird.

Zu den heutigen Protesten der Reisebüromitarbeiter und der Forderung des Reiseverbands nach einem
Tourismusgipfel erklärt der tourismuspolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion, Prof. Dr. Erik
Schweickert:

„Die Reisebranche ist mit am schwersten von der Corona-Krise betroffen, fiel hier doch nicht nur Umsatz
weg, sondern es werden auch viele Stornierungen und Rückabwicklungen vorgenommen, also schon
getätigter Umsatz zurückgezahlt. Und angesichts der Reisewarnungen ist es im Moment völlig unklar,
wann der Betrieb im Auslandsgeschäft wiederaufgenommen werden kann.

Doch trotz dieses harten Schlages ist die Reisebranche unterhalb der großen Pauschalreiseveranstalter
völlig aus dem Fokus der Regierungen, gerade auch in Baden-Württemberg. Während man für die
Gastronomie und Hotellerie wenigstens ein Hilfsprogramm angedacht hat, das aber nun wohl jetzt doch
nicht kommt, hat man an die Reisebranche nicht einmal gedacht. Und offenbar sieht das auf
Bundesebene nicht anders aus. Daher ist die Forderung eines Gipfels zwar berechtigt – die Tatsache,
dass man ihn braucht, allerdings ein Armutszeugnis.

Wir brauchen dringend zusätzlich zu den allgemeinen Maßnahmen branchenspezifische
Sofortprogramme mit nicht rückzuzahlenden Direkthilfen. Diese Programme, welche die absehbaren
Verluste abfedern können und diese Branchen vor der drohenden Insolvenzwelle schützen, braucht man
nicht nur im Tourismus, sondern z.B. auch für den Messebereich und die Schausteller. Die
Landesregierung wiegelt hier ab und will bei allgemeinen Programmen bleiben, weil sie die Debatte mit
den jeweiligen Branchen fürchtet. Wir müssen aber jetzt die Wirtschaftsstruktur unseres Landes im Blick
haben und nicht schwierige Diskussionen vermeiden, weil man niemanden verprellen will.“


